
fiihrt. Die der Studie zugrunde liegenden Fragebögen
hatten einen Umfang von 12 Seiten und beinhalteten
25 Fragethemen. Die Fragebögen wurden nach

"Hand hoch! Wer hat heute nacht die Turnhalle in Brand gesteckt?"

mehrfacher Rücksprache mit den Verantwortlichen
der drei Gewerkschaften erstellt. Auf die Untersu-
chung und die Auswertung hatten die beteiligten Ge-
werkschaften keinen Einfluß. Ihre Aufgabe war es
jedoch die konkrete Durchführung der Untersuchung
vorzubereiten, d.h. insbesonders die erforderlichen
Genehmigungen zu bekommen, Kontakt mit den Di-
rektoren aufzunehmen und Lehrer und Professoren
zu fmden, die bereit waren mit ihrer Klase an dem
Projekt teilzunehmen. In dieser Hinsicht stellte sich
heraus, daß das luxemburgische Ministerium und die
luxemburgischen Schuldirektoren am zuvorkom-
mensten und unbürokratischsten waren.

In Luxemburg wurde die Untersuchuag in drei tech-
nischen Lyzeen, einem klassischen Lyzeum und ei-
nem Komplementarschulzentrum durchgeführt.

Finanziert wurde die Studie und das Kolloquium
durch Mittel der Arbeitskammer des Saarlandes, der
Max Träger Stiftung der G , der Europäischen Ge-
meinschaft, des saarländischen Kulturministeriums,
des luxemburgischen Jugendministeriums sowie
durch Eigenmittel der Gewerkschaften.

Die gesamte Studie wird in Buchform im Januar 95
erscheinen, dies gilt auch für die Beiträge zum Kol-
loquium, die als Broschüre ebenfalls im Januar 95
erscheinen werden.

Die Studie und de Broschüre
können über das SEW-OGB-L

(19, rue d'Epernay L-1490
Luxembourg, tel. 49 60 05,

fax 48 69 48) bestellt werden.

Es ist auch möglich, Konferenzen mit den Autoren
der Studie zu organisieren.

Jean-Claude Reding

1995 - ein Staatsbudget
mit neuen Akzenten?

Der positive Trend filr den luxemburgischen Staat
hält auch nächstes Jahr an. Die Zahl der Arbeitsplätze
erhöht sich, die Einnahmenquellen sprudeln nur so.
Das System der sozialen Sicherheit, welches als
wichtige Ressource die Beiträge der Berufstätigen
bat, wird eine solide finanzielle Basis haben.

Doch nicht nur ihre eigene soziale Sicherheit finan-
zieren die Erwerbstätigen zum großen Teil selbst;
durch das Entrichten der Lohnsteuer (fast 45% der
direkten Steuern) leisten sie einen wichtigen Teil
zum Finanzieren der gesellschaflichen Infrastruktur
(Schulen,Kinderbetreuungsmöglichkeiten, Spitäler,
Strassen,...).
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Die Lohnsteuer beträgt:
1993: 27.500.000.000,- flux
1994: 29.900.000.000,- flux
1995: 32.300.000.000,- flux
(Quelle : Staatsbudget)

Diese Lohnsteuer wird gezahlt von:
1988: 52.648 Frauen und 101.440 Männern =
154.088 Menschen
1991: 59.300 Frauen und 103.600 Männern =
162.900 Menschen
1993: 66.812 Frau en und 120.150 Männern =
186.962 Menschen
1994:	 190.559 Menschen
(QuelleIGSS)

Da die Zahl der Erwerbstätigen zunimmt und somit
die aus dieser Erwerbstätigkeit hervorgehende Fi-
nanzbasis des Staates, sollte man annehmen, daß zu-
mindest ein Teil der Abgaben in die Verbesserung
derjenigen Infrastrukturen fließt, die ein arbeitneh-
mer/innenfreundliches Umfeld gewährleisten. Da
eine steigende Zahl von Familien sich zugunsten der
Verbindung von Familien- und Erwerbstätigkeit ent-
schlossen hat, sollten die Prioritäten für Politiker/in-
nen klar sein. Dem soll jedoch nicht so sein. Die ver-
meintlich "freie Wahl" für Familienarbeit wird wei-
terhin einseitig gefördert werden. Diese ungerechte
Bewertung der Bürger und Bürgerinnen wird noch
deutlicher, wenn wir uns in Erinnerung rufen, daß an
der Basis selbst der sozialen Sicherheit eine funda-
mentale Differenz besteht zwischen Familien, wo
zwei Partner außerhäuslich arbeiten und jenen Fami-
lien, wo ein Partner außer Hause arbeitet:

Hypothese A: 2 Partner arbeiten, 2 Abgaben werden
entrichtet zwecks Versicherung der beiden Erwach-
senen und der Kinder.

Hypothese B: 1 Partner arbeitet, 1 Abgabe wird ent-
richtet weeks Versicherung der beiden Erwachsenen
und der Kinder.

In Hypothese A und B werden bei unterschiedlichen 
Abgaben die gleichen Leistungen geliefert (Kran-
kenkasse z.B.).

In der ersten Hypothese haben beide Partner ihre
droits personnels, in der zweiten Hypothese hat der-
jenige Partner, der seine Berufstätigkeit eingestellt
hat, sogenannte droits dérivés. Seine Krankenkasse
ist "gratis".

In Zahlen sieht dies für das Jahr 1991 folgendermaß-
en aus:

Durch die verstärkte Erwerbstätigkeit der Frauen
nimmt dieses Verhältnis ab. Kamen 1988 auf 10 Ei-
genversicherte 8 Mitversicherte, so sind es 1992
noch 6 Mitversicherte. Interessant und aufschlu-
ßreich wäre gewiß auch für Luxemburg eine Unter-
suchung über die Kosten der "droits dérivés" sowie
die Entwicklung von Alternativmodellen. Frauenor-
ganisationen und Gewerkschaften erhielten hier be-
stimmt Argumente um arbeitnehmer/innenfreundli-
ehe Maßnahmen durchzusetzen. Und Problemdos-
siers, wie das "Splitting" eines zu sein scheint,
müßten nicht immer wieder "vergessen" werden.

Der Trend zur Verschiebung des Finanzierungsmo-
dells vom demokratischen, paritätischen Mitbestim-
mungsmodell der Sozialen Versicherung zum tech-
nokratischen, undurchschaubaren Fiskalisationsmo-
dell hält an. Die Fiskalisation entläßt Unternehmer
mehr und mehr aus der Pflicht. Die letzten Maßnah-
men gaben den Unternehmern grünes Licht, um sich
ganz aus der Finanzierung der Familienzulagen zu-
rückzuziehen, obwohl gerade hier ein Bedarf an In-
frastrukturen besteht, dessen Deckung im Endeffekt
dem Ablauf der wirtschaftlichen Aktivität zugute
käme.

Ein zweiter Trend bestätigt sich: die Gelder, welche
Verbesserungen der Situation der Berufstätigen fi-
nanzieren, stehen in keinem Verhältnis zu jenen Lei-
stungen, die losgekoppelt sind von der Berufstätig-
keit: allocation de maternité, teilweise allocation d'é-
ducation. Die Unkosten (1991 wurde die allocation
de maternité für nicht berufstätige Mütter mit
132.014.017,- flux veranschlagt, 1992 mit
196111.000,- flux) werden integral vom Staat (=
Lohnsteuer- + Vermögenssteuer- + Gesellschafts-
steuerzahler) getragen. Wieder ein Trend, der sich
den Interessen der Berufstätigen, und vor allem der
Frauen entgegenstellt. Als ob Berufstätigkeit bestraft
werden sollte. In die Auflistung aufgenommen müs-
sen hier auch solche Leistungen wie z.B. das Garan-
tierte Mindesteinkommen (RMG), weil ve ehrt
junge Mütter vor dem Hintergrund einer nicht exi-
stenten Alternative wählen müssen, aus dem Arbeits-
markt auszuscheiden.

1995 wird in dieser Hinsicht keine Neuerungen brin-
gen. Eine konservative Familienpolitik wird die Fa-
milien entgegen den Zeichen der Zeit entmutigen,
frei wählen zu können, Berufs- und Familienarbeit
harmonisch zu verbinden. Der Ausbau dringend not-
wendiger gesellschaftlicher Infrastrukturen ge-
schieht nur schleppend, eine Anpassung von Schul-
und Arbeitszeiten scheint eine schier unüberwindli-
che Aufgabe zu sein.

Actifs/Vol. Pensionnés Total 1	 Co-Assurés Total 2

Ass.-mal. ouvr. 94.142 35.708 129.850 69.187 199.037
Ass.-mal. fonct./empl. 93.059 23.559 116.618 72.768 189.386
Ass.-mal. indép. 11.409 6.177 17.586 10.186 27.772
Ass.-mal. agri. 3.317 5.572 8.9 4.068 12.957
Total 201.927 71.016 272.943 156.209 429.152
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So stehen die Kredite für Kantinen und Internate im
Budget des Erziehungsministeriums mit
1994: 78.977.000
1995: 78.554.000 (!) zu Buche.

Die Kredite für Privatschulen betragen:
1994: 610.753.000
1995: 669.702.000, fast 10 x mehr als für den vori-
gen Posten.

Das Familienministerium erhält für Foyers de Jour:
1995: 366.657.000.

Es gilt hervorzustreichen, daß ein Teil dieser letzten
Ausgaben von den Eltern durch Unkostenbeiträge
zurückerstattet wird. Desweiteren stellen die Lohn-
kosten des Personals in den Einrichtungen der Aus-
gaben dar, was bedeutet, daß ein Teil dieser Ausga-

ben wieder in den Zyklus der Steuern und Sozialver-
sicherungen einfließt. In diesem Sinne sind Kinder-
tagesstätten auch ökonomisch und finanzpolitisch in-
teressante Einrichtungen: sie schaffen Arbeitsplätze,
erlauben Erwerbstätigen in der Arbeit zu bleiben und
finanzieren das Steuer- und Versicherungssystem
wieder mit.

Das Jahr der Familie geht zu Ende. Tiefgreifende
Neuerungen, innovative Maßnahmen hat es nicht ge-
bracht. Die Bilanz zeigt, daß Frauen und Männer, die
neue Wege beschreiten wollen, für die Chancen-
gleichheit kein leeres Wort ist, die Zügel schon selbst
in die Hand nehmen müssen. Die Frauenorganisatio-
nen sind gefordert.

G inette Jones

Brief aus Kathmandu

Vom relativen Reichtum in
einem Königreich

Laut Weltbank-Statistik reiht sich das Königreich
Nepal in die Liste der ärmsten Nationen der Welt ein;
im Moment belegt es den traurigen sechstletzten
Platz dieser Liste, die von reichen Olstaaten am Golf
oder von geldstrotzenden Banknationen im Westen
angeführt wird.

Für das Jahr 1994 wird in Nepal mit einem - im Ver-
gleich zu anderen Jahren sehr hohen - Bruttosozial-
produkt von 6400 Luxemburger Franken pro Ein-
wohner gerechnet... eine für nepalesische Verhältnis-
se ausgesprochen hohe Zahl, über die westliche
Manager jedoch nur müde lächeln würden. Und doch
bewegt sich Nepals Wirtschaft - zumindest scheinen
statistische Zahlen dies unwiderruflich zu belegen -
mit Riesenschritten vorwärts in Richtung Wachstum.
Das Wirtschaftsjahr 1994 wird mit einer landeswei-
ten Steigerungsrate von 7,8% im Vergleich zum Vor-

jahr abgeschlossen werden; eine Zahl, die an die Zeit
des deutschen Wirtschaftswunders in den fünfziger
Jahren erinnert.

Wer jedoch anhand dieser Zahlen erwartet hätte, die
gesamte Bevölkerung des Himalaja-Staates dürfe an
diesem Wirtschaftsboom teilnehmen, der irrt sich ge-
waltig: am Großteil der Bevölkerung - in erster Linie
alteingesessene Dorfbewohner in abgelegenen Berg-
gegenden - geht der "neue Reichtum" sowieso spur-
los vorbei. Nur einige Auserwählte, die im wirt-
schaftlich ideal gelegenen Tal von Kathmandu ange-
siedelt sind, dürfen - wenn sie sich geschäftstüchtig
anzulegen wissen - von der unerwarteten neuen
Geldmasse profitieren. Daß es sich hierbei lediglich
um eine begrenzte Anzahl von Nepalesen handelt,
belegt eine weitere Statistik: lediglich ein Prozent der
Bevölkerung verdient pro Monat mehr a ls 14.000 Lu-
xemburger Franken - doch mit diesem monatlichen
Einkommen darf man sich in Nepal diskussionslos
einen Großverdiener nennen, welchem Tür und Tor
im Königreich offenstehen ... solange man die engen
Grenzen des Landes nicht verlassen will und danach
strebt, den .ßen Luxus in anderen Staaten - am
Golf, in Europa, Amerika oder Australien - kennen-
zulernen.

Der wirtschaftliche Aufschwung nach 1990 - seit
nach den ersten freien Wahlen eine Regierung gebil-
det werden konnte, deren erstes Ziel es war, Nepal
aus dem unrühmlichen Bund der ärmsten Nationen

.....(Fortsetzung S. 50)

In der letzten Nummer hatten wir einen Spendenaufruf
zugunsten einer französischen ONG, la Chrysalide, ver-
öffentlicht Leider war bei der Kontonummer, die wir aus
ihrem Faltblatt abgeschrieben haben, eine Ziffer falsch.
Also hier noch einmal die genauen Angaben:
Banque Nationale de Paris, compte 0094 58 05 clé rib
86, code banque 30004, Montpellier. Empfehlenswert
sind Überweisungen vom Postscheckkonto, weil hier der
Wechselkurs am günstigsten ist und weil die überwei-
sungen erfahrungsgemäß gelingen.
Hier nochmal die Adresse der Organisation:
La Chrysalide, 28 rue des écoles laïques, F-3400 Mont-
pellier
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